
Ibiza-Video. Warum „die größten Huren“
(© Strache über Journalisten) unverzichtbar
sind und die „Falle“ ethisch gerechtfertigt ist.

Zulässiger Beitrag
zur Demaskierung
VON MAXIMILIAN GOTTSCHLICH

B ei seiner Abschiedspresse-
konferenz hat sich Heinz-
Christian Strache, noch

vor den notwendigen entschuldi-
genden Worten, als Opfer „krimi-
neller Machenschaften“, als Op-
fer einer geheimdienstlichen
oder medialen Intrige stilisiert.
Damit setzte er einmal mehr auf
den Mechanismus der Täter-Op-
fer-Umkehr. Es galt zu verschlei-
ern, dass der wahre Skandal
nicht in dem moralisch und de-
mokratiepolitisch untragbaren
politischen Selbstverständnis
Straches liegt, sondern in einem
vom Ausland gesteuerten, Dirty
Campaigning, das „an Perfidie
und Niederträchtigkeit nicht zu
übertreffen ist“ (© Strache).

Sind das Ibiza-Video und
dessen Veröffentlichung ein „po-
litisches Attentat“ wie Strache
und mit ihm die FPÖ-Proponen-
ten behaupten? Haben sich jene
Medien, die dieses Video in einer
konzertierten Aktion verbreite-
ten, einer „rechtswidrig angeleg-
ten und akkordierten Schmutz-
kübelaktion“ (Strache) schuldig
gemacht? Haben die daran betei-
ligten Journalisten von „Spiegel“,
„Süddeutscher Zeitung“ und
„Falter“ die journalistische Be-
rufsethik verletzt, und sind sie
damit genau das, was Strache im
Ibiza-Video über Journalisten
sagt, nämlich „sowieso die größ-
ten Huren auf dem Planeten“?

Die ethische Frage lautet:
Heiligt der Zweck die Mittel?
Dürfen Journalisten oder andere
verdeckt recherchierende Perso-
nen Gespräche ohne Wissen und
Einverständnis der Gesprächs-
partner aufzeichnen? Folgt man
der rigorosen Pflichtethik Imma-
nuel Kants müsste zunächst mit
Nein geantwortet werden. Denn
so zu handeln hieße ja, den an-
deren zu missbrauchen, ihn als
Mittel zum Zweck herabzuwür-
digen.

Aber es hängt vom ange-
strebten Ziel und von der Ange-
messenheit der eingesetzten Mit-
tel ab. Liegt das Ziel darin, mögli-
chen Schaden von der Demokra-
tie abzuwenden und Politiker
und ihre Machenschaften zu ent-

larven, dann steht das öffentliche
Interesse über dem schützens-
werten persönlichen Interesse
eines Politikers.

Wenn im konkreten Fall das
Ziel der aufgebauten „Falle“ da-
rin bestand, die Korrumpierbar-
keit der beiden FPÖ-Politiker
aufzuzeigen, Einblick in ihr Poli-
tik-, Medien- und Staatsverständ-
nis hinter der zur Schau gestell-
ten Fassade zu geben, dann er-
scheinen die eingesetzten Mit-
tel – versteckte Kameras – ethisch
gerechtfertigt und auch ange-
messen. Enthüllung, Aufklärung
und Kontrolle sind unverzichtba-
re Instrumente für demokrati-
sche Urteilsbildung in einer frei-
en Gesellschaft. Dies zu ermögli-
chen ist zentrale Aufgabe des kri-
tischen Journalismus. Das haben
die FPÖ und ihre Proponenten
bis heute nicht verstanden. Und
auch das Prinzip der von Sebas-
tian Kurz betriebenen Message
Control läuft diesem Wechsel-
spiel von freier Information und
öffentlicher Willensbildung zu-
wider.

Was ist wahr, was falsch?
Es ist Aufgabe des politischen
Journalismus, zur Unterschei-
dung von Wahr und Falsch, von
politischem Sein und bloß insze-
niertem politischem Schein bei-
zutragen. Journalisten sind keine
Stichwortgeber, die die Äußerun-
gen von Politikern gehorsam zu
rapportieren haben. Diesen Ty-
pus des unfreien Journalisten am
politischen Gängelband freilich
wünschen sich autoritäre Partei-
en wie die FPÖ.

Nochmals gefragt: Heiligt der
Zweck die Mittel? Wenn der
Missbrauch des Rechtsstaats im
Raum steht, die Demokratie und
ihre humanitären Errungen-
schaften in Gefahr geraten, dann
zählt es geradezu zur ethischen
Pflicht des politischen Journalis-
mus, zur öffentlichen Urteilsbil-
dung durch Demaskierung bei-
zutragen.
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Kick-Start für Norbi und Herbie
D ie FPÖ-Vengaboys („Whoah! We’re Going to Ibiza“), die Partei-

playboys und Freizeit-DJs HC Strache und Joschi Gudenus,
sind out, nachdem sie bei einer intimen Fete in einer Finca der Ba-
leareninsel über die Stränge geschlagen haben. Der Hangover ist al-
lerdings erst mit großem Sickereffekt beinahe zwei Jahre später zum
Ausbruch gekommen. Die Partei-Boys Norbi und Herbie sind jetzt
in. Zum Kick-Start lud das Duo Hofer & Kickl in einer Arbeitsteilung
als Good Cop und Bad Cop zur Pressekonferenz – ohne Schampus
und Sushi, ohne Wodka und Red Bull, nur bei stillem Mineralwas-
ser. Eine frugale Veranstaltung. Fragen waren sowieso nicht gefragt.
Norbi: Es ist zum Heulen. Jammerschade, dass wir aus der Regierung
fliegen. Dabei haben wir so super regiert. Zack, zack, zack. Die Pro-
jekte – die Erhöhung des Tempolimits, die Brücken, Tunnels: Alles
aus und vorbei. Das Land wird verkommen und vor sich hin rotten.
Herbie: Und erst meine Polizeipferde. Ich wollt ja noch ein paar Li-
pizzaner für die Ringstraße einspannen. Was sollen die Journalisten
schreiben, die „größten Huren des Planeten“, wie unser HC sagt?
Norbi: Geh, sei nicht so gemein. Die sind ja alle so was von lieb.
Herbie: Na gut, Norbi. Aber was machen wir jetzt wirklich?
Norbi: Uns bleibt immer noch Moskau, Herbie. Unser Freund Wladi-
mir lässt uns nicht im Stich. Da hab ich ein gutes Gefühl. (vier)
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Kurz ohne Alternative
Zur Ibiza-Affäre und den Folgen
Mit welcher Partei hätte Kurz denn
sonst eine mehrheitsfähige Koali-
tion bilden können? Darf ich an
das Ergebnis der NR-Wahl 2017
erinnern? Dabei hatte sich fol-
gende Mandatszahl ergeben: ÖVP
62, SPÖ 52, FPÖ 51, Neos 10, Pilz 8.
Da die SPÖ damals sofort erklärt
hatte, in Opposition gehen zu wol-
len, gab es für den überlegenen
Gewinner dieser Wahl, Sebastian
Kurz, keine andere Möglichkeit, als
die FPÖ zur Zusammenarbeit ein-
zuladen. Es scheint mir daher
recht kurzsichtig, dem Bundes-
kanzler die Schuld am nunmehri-
gen Zerbrechen der Koalition in
die Schuhe zu schieben.
Dr. Peter Roland, 1140 Wien

Dumm und dreist – aber
Ergebnis eines Systems
Dumm und dreist ist das Verhalten
von Strache & Gudenus allemal.
Letzten Endes ist diese dumm-
dreiste Niveaulosigkeit aber das
Ergebnis eines Systems, das aus-
schließlich Rot und Schwarz auf
dem Gewissen haben. Und dieses
System heißt „Machterhalt statt
Fortschritt“.

Mit der einen Hand die Moral-
keule schwingen, mit der anderen
gleichzeitig Nebelgranaten
schmeißen. In der Causa Eurofigh-
ter die einen, beim Krankenhaus
Nord die anderen – nur als aktuelle
Beispiele. Wie kann das sein, dass
für eine unfähige Stadträtin post-
wendend ein hoch dotierter Job
bei einem der größten Auftrag-
nehmer einer Stadt frei wird? Wie
kann das sein, dass die Schwarzen
sich völlig ungeniert weigern, die
Transparenzdatenbank mit Inhal-
ten zu füllen? Und dann die Wah-
len. „. . . sind in einer Demokratie
immer positiv“? Selbst wenn es
nur das Abnicken von Personen

ist, die in irgendwelchen Hinter-
zimmern von irgendwelchen Leu-
ten zum Zwecke der Machterhal-
tung selektiert wurden?

Einmal mehr wird uns vor
Augen geführt, wie dringlich eine
grundlegende Staatsreform ist.
Genug der Kommissionen, Hand-
lungen sind gefragt! Den Jungen
reicht es nämlich schon lang . . .
DI Markus Reicher, 9210 Pörtschach

Eine einmalige Chance
Jede Krise stellt auch eine Chance
dar. Das Scheitern von Türkis-Blau
bietet auch noch vor der Neuwahl
einmalige Möglichkeiten. Wie
wichtig unabhängige Qualitäts-
medien sind und wie schnell deren
Existenz bedroht ist, zeigten die
Ibiza-Videoausschnitte. Hier gilt
es, für den ORF, aber auch Print-
medien Bedingungen zu schaffen,
ihre Aufgabe als wichtige Kontroll-
instrumente unabhängig von
Regierungen wahrnehmen zu kön-
nen. Auch die Transparenz der
Parteienfinanzierung kann
durch eine Gesetzesreform

Geht wählen! Jede Stimme
macht einen Unterschied!
Gastbeitrag. EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker ist derzeit in
Wien zu Gast. Hier appelliert er an alle EU-Bürger, zur EU-Wahl zu gehen.

VON JEAN-CLAUDE JUNCKER

K ommenden Sonntag sind
Europawahlen – nirgendwo
sonst auf der Welt können

so viele Menschen unterschiedli-
cher Länder in demokratischen
Wahlen über ihre Zukunft abstim-
men. 427 Millionen Europäerin-
nen und Europäer in 28 Ländern,
darunter auch sechs Millionen Ös-
terreicherinnen und Österreicher,
werden die Abgeordneten und da-
mit ihre Vertreterinnen und Ver-
treter im Europäischen Parlament
wählen. Damit werden sie auch
bestimmen, wo es in der europäi-
schen Politik in den nächsten fünf
Jahren hingehen soll.

Es stimmt, dass die Wahlbetei-
ligung bei den Europawahlen lan-
ge Zeit niedrig war. Die Europa-
wahl muss uns aber genauso wich-
tig sein wie die Nationalratswahl.
Oft hört man Rechtfertigungen,
dass eine einzelne Stimme doch
ohnehin keinen Unterschied ma-

che. Aber stellen Sie sich vor, jeder
dächte das. Stellen Sie sich vor, alle
anderen würden die gleiche Partei
wählen wie Sie – jeder von uns
muss die Verantwortung dafür
übernehmen, welche Folgen das
für unseren Kontinent hätte.

Denn jede Stimme macht sehr
wohl einen Unterschied. Es macht
einen Unterschied für unsere Erde,
ob wir jemandem unsere Stimme
geben, der den Klimawandel be-
kämpft. Es macht einen Unter-
schied für unsere Arbeitsplätze, ob
wir Abgeordneten unsere Stimme
geben, die sich im digitalen Zeital-
ter für Arbeitnehmerrechte einset-
zen. Es macht einen Unterschied
für unsere Sicherheit, ob wir je-
mandem unsere Stimme geben,
der sich für europäische Werte
starkmacht, während alte und
neue Mächte international Allein-
gänge vollziehen und eigenen
Spielregeln folgen.

Europa ist für Sie da – nicht
umgekehrt. Damit das so bleibt,

müssen Sie wählen gehen. Auch in
Österreich gibt es Kandidaten, die
stolz verkünden, dass Europa die
nationale Identität untergräbt.
Doch das stimmt nicht. Europa
kann man gar nicht gegen die Na-
tionen bauen. Wir alle sind Öster-
reicher, Tiroler oder Luxemburger,
und das wollen wir auch bleiben.
Zugleich erreichen die europäi-
schen Nationen gemeinsam mehr
als jeder für sich allein – ob es da-
rum geht, Technologieriesen die
Stirn zu bieten, unsere Außengren-
zen zu schützen, Handelsabkom-
men abzuschließen oder die Welt-
meere von Plastikmüll zu befreien.

Deshalb müssen wir Populis-
ten mit ihren eigenen Schwächen
bekämpfen: mit Taten, nicht mit
Worten. Mit Hoffnung, nicht mit
Angst. Mit Einheit, anstatt mit
Spaltung. Und mit einem klaren
Plan für eine bessere Zukunft, an-
statt vergangenen Zeiten nachzu-
trauern, die es so nie gegeben
hat.
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